Bekanntmachung

Planfeststellung für das Bauvorhaben

„Europäische Gas-Anbindungsleitung (EUGAL)“
Die GASCADE Gastransport GmbH, Kölnische Straße 108-112, 34119 Kassel hat bei der Landesdirektion Sachsen, die Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens für die Errichtung und den Betrieb der Europäischen Gasanbindungsleitung (EUGAL) gemäß § 43 Satz 1 Nr. 2 des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) i. V. m. § 1 Abs. 1 Satz 1 des Verwaltungsverfahrens- und Verwaltungszustellungsrechts für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) beantragt. Die Landesdirektion Sachsen mit den Dienststellen in Dresden (Oberes Elbtal/Osterzgebirge) und in Chemnitz (Region Chemnitz) ist zuständig für die Durchführung des Planfeststellungsverfahrens. Im Freistaat Sachsen werden daher zwei Planfeststellungsverfahren durchgeführt. Für den hiesigen Planfeststellungsabschnitt ist die Landesdirektion Sachsen, Dienststelle Dresden, die zuständige Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde.

Für das Bauvorhaben einschließlich der landschaftspflegerischen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind Flurstücke in folgenden Gemarkungen betroffen:

Stadt Coswig – Gemarkungen Sörnewitz, Clieben, Brockwitz;
Gemeinde Ebersbach – Gemarkungen Kalkreuth, Göhra, Reinersdorf, Beiersdorf, Hohndorf, Lauterbach, Ermendorf, Niederrödern;
Stadt Großenhain – Gemarkungen Skäßchen, Folbern, Krauschütz; 

Gemeinde Klipphausen – Gemarkungen Gauernitz, Scharfenberg, Naustadt, Röhrsdorf, Sora, Klipphausen;
Gemeinde Lampertswalde – Gemarkungen Oelsnitz, Niegeroda, Brockwitz, Adelsdorf, 

Stadt Meißen – Gemarkung Zaschendorf;
Gemeinde Niederau – Gemarkungen Großdobritz, Gohlis, Oberau, Niederau;
Gemeinde Priestwitz – Gemarkung Baßlitz;

Stadt Wilsdruff – Gemarkungen Birkenhain, Limbach, Helbigsdorf, Herzogswalde, Mohorn;

Stadt Lommatzsch – Gemarkung Zöthain;

Stadt Altenberg – Gemarkung Altenberg.
Die Landesdirektion Sachsen, Dienststelle Dresden, hat festgestellt, dass aufgrund der geplanten Länge und des geplanten Durchmessers des Leitungsstranges des Vorhabens EUGAL gemäß § 6 in Verbindung mit Anlage 1, Nr. 19.2.1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) die Pflicht zur Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. Die Umweltverträglichkeitsprüfung umfasst auch die Prüfung aller Umweltauswirkungen der erforderlichen baubedingten Wasserhaltung (Anlage 1 Nr. 13.3.2 UVPG).
Der Vorhabenträger hat die folgenden entscheidungserheblichen Unterlagen über die Umweltauswirkungen des Vorhabens vorgelegt, die Bestandteil Auslegungsunterlagen sind:
	Nr. der Unterlage
	Bezeichnung

	1
	Erläuterungsbericht

	2
	Projektinformationen/Umweltwirkungen

	3
	Baulogistik

	4
	Übersichtspläne

	5
	Bauwerksverzeichnis

	6
	Detailplanübersichten, Detailpläne

	7
	Inanspruchnahme privater und öffentlicher Grundstücke

	8
	UVP-Bericht

	9
	Allgemeinverständliche Zusammenfassung UVP-Bericht

	10
10.01
10.02

10.03

10.04

10.05

10.06

10.07

10.08

10.09
	NATURA 2000-Verträglichkeitsstudien: Allgemeiner Erläuterungsteil 
FFH-Gebiet Große Röder zwischen Großenhain und Medingen , DE 4647-301 (Landesintern Nr. 150)
FFH-Gebiet Hopfenbachtal, DE 4747-301 (Landesintern Nr. 153)

FFH-Gebiet Waldteiche bei Mistschänke und Ziegenbusch, DE 4847-301 (Landesintern Nr. 156)
FFH-Gebiet Elbtal zwischen Schöna und Mühlberg, DE 4545-301 (Landesintern Nr. 034E)

FFH-GebietLinkselbische Täler zwischen Dresden und Meißen, DE 4846-302 (Landesintern Nr. 168)

FFH-Gebiet Triebischtäler, DE 4846-301 (Landesintern Nr. 171)

Vogelschutzgebiet Mittleres Rödertal, DE 4647-451 (Landesintern Nr. 31)

Vogelschutzgebiet Elbtal zwischen Schöna und Mühlberg, DE 4545-452 (Landesintern Nr. 26)

Vogelschutzgebiet Linkselbische Bachtäler, DE 4645-451 (Landesintern Nr. 27)

	11
	Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag

	12
	Landschaftspflegerischer Begleitplan (LBP)

	13
	Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie

	14
	Baurechtliche Anträge für Absperrstationen

	15
	Wasserrechtliche Anträge

	16
	Antrag auf Naturschutzrechtliche Genehmigung

	17
	Forstrechtlicher Antrag

	18
	Sicherheitsstudie TÜV


Die ausgelegten Planunterlagen enthalten die nach § 16 Abs. 1 UVPG notwendigen Unterlagen für die Umweltverträglichkeitsprüfung. Die hiermit eingeleitete Anhörung zu den Planunterlagen (§ 43a EnWG i. V. m. § 73 Abs. 3 bis 5 VwVfG) stellt zugleich die Beteiligung der Öffentlichkeit zu den Umweltauswirkungen nach § 18 Abs. 1 UVPG dar.

Der Plan (Zeichnungen und Erläuterungen) liegt in der Zeit 
vom 13. Dezember 2017 bis 19. Januar 2018 (jeweils einschließlich)
in der Stadtverwaltung Altenberg, Zimmer 65, Platz des Bergmanns 2, 01773 Altenberg während der Dienststunden 

in der Stadtverwaltung Coswig, Bürgerbüro, Karrasstraße 2, 01640 Coswig während der Dienststunden 

in der Gemeindeverwaltung Ebersbach, Am Bahndamm 3, 01561 Ebersbach während der Dienststunden 

in der Stadtverwaltung Großenhain, Geschäftsbereich Bau, 2. Obergeschoss, Hauptmarkt 1, 01558 Großenhain während folgender Dienststunden 

in der Gemeindeverwaltung Klipphausen, Außenstelle Röhrsdorf, Zimmer Bauamt, Pinkowitzer Straße, 01665 Klipphausen während der Dienststunden
in der Gemeindeverwaltung Lampertswalde, Sekretariat, Ortrander Straße 2, 01561 Lampertswalde, während der Dienststunden zu den ortsüblichen Öffnungszeiten 

und in der Gemeindeverwaltung Schönfeld, Bauverwaltung, Straße der MTS, 01561 Schönfeld, während der Dienststunden

in der Stadtverwaltung Lommatzsch, Zimmer 5, Am Markt 1, 01623 Lommatzsch während der Dienststunden 

in der Stadtverwaltung Meißen, Markt 1, 01662 Meißen, während der Dienststunden zu den ortsüblichen Öffnungszeiten 

in der Gemeindeverwaltung Niederau, Bauamt, Zimmer 09, Rathenaustraße 4, 01689 Niederau während der Dienststunden 

in der Gemeindeverwaltung Priestewitz, Zimmer 106, Staudaer Straße 1, 01561 Priestewitz während der Dienststunden 

in der Stadtverwaltung Wilsdruff, Nossener Straße 20, 01723 Wilsdruff, während der Dienststunden zu den ortsüblichen Öffnungszeiten 

zur allgemeinen Einsichtnahme aus. 

1. 
Jeder kann bis spätestens einen Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist, das ist bis zum 19. Februar 2018  bei der Landesdirektion Sachsen, 09120 Chemnitz, schriftlich, bei der Landesdirektion Sachsen, Dienststelle Dresden, Stauffenbergallee 2, 01099 Dresden oder bei den oben aufgeführten Gemeinden Einwendungen gegen den Plan schriftlich oder zur Niederschrift erheben. Die Einwendung muss den geltend gemachten Belang und das Maß seiner Beeinträchtigung erkennen lassen. 

Mit Ablauf der Äußerungsfrist sind für das Verfahren über die Zulässigkeit des Vorhabens alle Äußerungen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titel beruhen, ausgeschlossen (§ 21 Abs. 4 UVPG).

Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet 
oder in Form vervielfältigter, gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige 
Eingaben), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite ein Unterzeichner mit 
Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeichnen. 
Anderenfalls können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben.


Es wird darauf hingewiesen, dass keine Eingangsbestätigung erfolgt.

2. 
Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung der anerkannten 
Vereinigungen nach § 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG in Verbindung mit § 1 Satz 1 VwVfZG 
von der Auslegung des Plans. 
3. 
Auf einen Erörterungstermin kann nach Maßgabe des  § 43a Nr. 2 Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) verzichtet werden.

Findet ein Erörterungstermin statt, wird er ortsüblich bekannt gemacht.


Ferner werden diejenigen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben haben, von dem 
Ter-
min gesondert benachrichtigt. Bei gleichförmigen Einwendungen gilt diese Regelung 
für den Vertreter (§ 17 VwVfG in Verbindung mit § 1 Satz 1 SächsVwVfZG).


Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so können sie durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden.


Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch 
eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten der Anhörungsbehörde zu 
geben ist. Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne 
ihn verhandelt werden. Das Anhörungsverfahren ist mit Abschluss des Erörterungster-
mins beendet.


Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich.

4. 
Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Einwendungen, Abgabe von 
Stellungnahmen, Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreterbestellung entstehende 
Kosten werden nicht erstattet.

5. 
Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung dem Grunde 
nach zu entscheiden ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem 
gesonderten Entschädigungsverfahren behandelt.

6. 
Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des Anhörungsverfahrens durch die Planfeststellungsbehörde (Landesdirektion Sachsen) entschieden. Die 
Zustellung der Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss) an die Einwender und diejenigen, die eine Stellungnahme abgegeben haben, kann durch öffentliche Bekanntma-
chung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind.

7. 
Vom Beginn der Auslegung des Plans tritt die Veränderungssperre nach § 44a EnWG in 
Kraft. Darüber hinaus steht ab dem Zeitpunkt dem Träger des Vorhabens ein Vorkaufs-
recht an den vom Plan betroffenen Flächen zu (§ 44a Abs. 3 EnWG).
